
 

 
 
 

 

Berlin, den 08. Oktober 2020 

 

Liebe Mitglieder, 

die leider sehr ungewöhnlichen Zeiten fordern ihren Tribut. Bereits zum zweiten Mal werden wir eine 

Mitgliederversammlung in diesem Jahr absagen und auf das nächste Jahr verschieben müssen. Die 

derzeitige Infektionskurve zeigt in einer Richtung nach oben, so dass wir es als Vorstand nicht vertreten 

möchten, eine tatsächliche Mitgliederversammlung abzuhalten. Gleichwohl wollen wir Sie mit den 

notwendigen Informationen versorgen, die Ihnen weiter ermöglichen sollen, Ihre Arbeit so gut wie 

möglich zu erledigen. 

Unser geschätzter Vorstandskollege Hans-Joachim Beck hat sich umfangreich mit dem Mietendeckel und 

damit zusammenhängenden Fragen beschäftigt. Seine Ausarbeitungen hierzu erhalten Sie in diesem 

Newsletter anhängend. 

Wir alle haben uns schon intensiv damit befasst und wissen, dass es nicht ganz einfach ist, sich durch den 

Dschungel dieses geradezu fahrlässig hingeschluderten Gesetzwerkes hindurch zu finden. 

Selbstverständlich stehen wir Ihnen zu Rückfragen zur Verfügung. 

Wir werden uns auch bemühen, ein Online-Seminar zu arrangieren und anzubieten, in dem Hans-Joachim 

Beck Ihnen nochmals alles mündlich erläutern kann. 

Wir werden dann zuvor ein Newsletter mit den entsprechenden technischen Hinweisen geben, damit 

auch jeder, der mit seinem Computer umgehen kann, hieran teilnehmen kann. In jedem Fall wird es noch 

einen neuen gesonderten Newsletter geben, in dem wir auch die notwendigen technischen 

Voraussetzungen erläutern werden. Wer daran Interesse hat möge sich bitte, sobald als möglich, auch 

per E-Mail in der Geschäftsstelle melden, damit ihm eine Einladung zugesandt werden kann. 

Damit Sie auch ansonsten über die Vereinsinterna auf dem Laufenden bleiben, werde ich in einem 

gesonderten Newsletter den Jahresbericht, welchen wir Ihnen nunmehr über ein halbes Jahr schuldig 

bleiben mussten, übersenden. 

Natürlich wäre es uns lieber, Sie alle wieder einmal persönlich bei einer Mitgliederversammlung oder 

beim Neujahrsempfang zu sehen. Im Augenblick stehen die Zeichen hierfür leider schlecht. 

Ich wünsche Ihnen jetzt erstmal, dass Sie selbst gesund bleiben und mit allen Schwierigkeiten, die im 

Augenblick geballt auf uns zukommen werden, fertig werden. 

Ihr Axel Paul  



 

 
 
 

 

Hans-Joachim Beck 

 

 

Die Kappung der Miete zum 1. Dezember 2020 nach § 5 MietenWoG Berlin 
Absenkung des Zahlbetrags  

 

Neun Monate nach Inkrafttreten des MietenWoG Berlin wird die zweite Stufe des Gesetzes gezündet. 

Am 23. November 2020 wird gemäß Art. 4 Abs. 1 Satz 2 die Regelung über die „Kappung“ überhöhter 

Mieten in Kraft treten. Nach § 5 MietenWoG Berlin ist eine Miete „verboten“, soweit sie die nach 

Berücksichtigung der Wohnlage bestimmte Mietobergrenze aus den §§ 6 oder 7 Absatz 1 um mehr als 

20 Prozent überschreitet und nicht nach § 8 genehmigt ist. Ab dem 1. Dezember 2020 darf die Miete 

daher nicht mehr gefordert und entgegengenommen werden, soweit sie die in § 5 Abs. 1 geregelte 

Kappungsgrenze übersteigt.  

Inkrafttreten 
In Heft 16 /2020 ist eine Leseranfrage zu der Kappung der Mieten nach § 5 MietenWoG beantwortet 

worden. 

Dabei hat der Autor die Ansicht vertreten, dass die Vorschrift des § 5 MietenWoG gemäß Art. 4 Abs. 2 

des Gesetzes zwar erst am 23. November 2020 in Kraft tritt, dass aber trotzdem die Mietzahlung  bereits 

für November 2020 herabgesetzt und dem Mieter der die Miete schon bezahlt hat, der Differenzbetrag 

erstattet werden muss. Begründet wird dies mit einem Hinweis auf § 536 BGB: “Wenn am 23. November 

2020 in der Wohnung ein erheblicher Wasserschaden auftritt, hat der Mieter für die Zeit bis zur 

Behebung des Mangels ein Mietminderungsrecht und damit auch einen Rückforderungsanspruch 

hinsichtlich der vorausbezahlten Miete. Ähnlich sei es, wenn sich während des Monats aus anderen 

Gründen das Mietsoll verringere und damit eine Überzahlung vorliege.“  

Diese Ansicht wird m.E. der Besonderheit des MietenWoG nicht gerecht. Da es sich um öffentlich-

rechtliches Mietpreisrecht handelt, besteht der Inhalt des § 5 MietenWoG Bln darin, dass dem Vermieter 

mit Inkrafttreten der Vorschrift verboten wird, die ihm vertraglich zustehende Miete von dem Mieter zu 

fordern. Dies kann sich nur auf die Mieten beziehen, die nach dem 23. November 2020 fällig werden. 

Mieten, die dem Vermieter schon vor dem 23.11.2020 gezahlt worden sind, können nicht mehr von der 

Vorschrift erfasst werden. Nur wenn der Vermieter nach dem 23.11.2020 eine Miete fordert oder 

entgegennimmt, die über der Kappungsgrenze des § 5 liegt, verstößt er gegen das MietenWoG Bln. Die 

Novembermiete, die der Mieter schon vor dem 23.11. gezahlt hat, nimmt der Vermieter nicht nach dem 

23.11.2020 entgegen.  



 

 
 
 

 

 

 

Demgegenüber besteht die Rechtsfolge des § 536 BGB darin, dass der Mieter für die Zeit, während der 

die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit ist.  

Der Vermieter muss selbst initiativ werden und von sich aus die Forderung herabsetzen. Eine 

Aufforderung des Mieters oder der Senatsverwaltung ist hierfür nicht erforderlich. Wenn der Vermieter 

dies unterlässt und die vereinbarte Miete weiterhin auch insoweit fordert oder entgegennimmt, wie sie 

die Kappungsgrenze des § 5 Abs. 1 übersteigt, begeht er gemäß § 11 Nr. 4 eine Ordnungswidrigkeit.  

Eine Änderung der vertraglich vereinbarten Miete ist damit nicht verbunden. Der Vermieter wird nicht 

etwa verpflichtet, den Mietvertrag zu ändern und eine geringere Miete zu vereinbaren oder den 

Differenzbetrag zu erlassen. Er muss nur den Zahlbetrag absenken. Ab dem Dezember werden damit die 

vereinbarten Mieten und der zu zahlende Betrag bei einer Vielzahl von Mietern auseinanderfallen. Da 

die Mieter die Differenzbeträge nachzahlen müssen, wenn das Gesetz aufgehoben wird, entsteht für sie 

eine erhebliche Unsicherheit. Können sie die Nachzahlung nicht leisten, droht ihnen sogar die Kündigung.  

Das Problem, dass die vereinbarte Miete und der zu zahlende Betrag auseinanderfallen, ergab sich bisher 

nur in zwei Fällen. Wenn der Vermieter die Miete nach dem 18.6.2019 – etwa gem. § 558 BGB - erhöht 

hatte, musste er zum 1. März 2020 den Zahlbetrag auf die am 18.6.2019 vereinbarte Miete absenken, 

während die erhöhte Miete unverändert vereinbart blieb. Außerdem entstand die Situation, wenn nach 

dem Inkrafttreten des Gesetzes ein neuer Mietvertrag abgeschlossen wurde. Denn vereinbart werden 

darf weiterhin die nach dem BGB und der sog. Mietpreisbremse zulässige Miete, während die Forderung 

der Miete durch den Mietendeckel auf die Mietobergrenze beschränkt ist. Das Auseinanderfallen von 

vereinbarter Miete und Zahlbetrag, das Mieterverbände als „Schattenmiete“ kritisieren, wird jetzt durch 

die Regelung über die Kappungsgrenze zum gesetzlich angeordneten “Normalfall“.  

 

Reihenfolge der Rechenschritte   

Die Kappungsgrenze errechnet sich gem. § 5 Abs. 1 in der Weise, dass zunächst anhand des § 6 die 

Tabellenmiete ermittelt wird. Dabei wird das Augenmerk insbesondere darauf liegen, ob die Wohnung 

in einem Ein- oder Zweifamilienhaus liegt und ob die Wohnung eine moderne Ausstattung i.S. des § 6 

Abs. 3 aufweist. Anschließend ist zu prüfen, ob sich die Tabellenmiete aufgrund von 

Modernisierungsmaßnahmen gemäß § 7 erhöht hat. Danach muss die Mietobergrenze gem. den §§ 6 

und 7 um einen sich aus der Wohnlage ergebenden Betrag erhöht oder vermindert werden.  

 

 



 

 
 
 

 

 

 

Bei einfachen Wohnlagen sind 0,28 EURO und bei mittleren Wohnlagen 0,09 EURO abzuziehen. Bei guten 

Wohnlagen sind 0,74 EURO auf die Mietobergrenze „aufzuschlagen“. Die für das Wohnungswesen 

zuständige Senatsverwaltung ist nach § 5 Abs. 3 ermächtigt, die Wohnlagenzuordnung durch 

Rechtsverordnung festzusetzen.  

Dieser Wert ist schließlich um 20 Prozent zu erhöhen. Liegt die vereinbarte Miete über diesem Betrag, 

darf sie nur gefordert werden, wenn sie gemäß § 8 von der IBB genehmigt ist. Anderenfalls ist der 

Zahlbetrag abzusenken.  

Dies gilt auch, wenn die Miete nach dem 18.6.2019 erhöht worden ist und der Zahlbetrag bereits zum 1. 

März 2020 auf die Stichtagsmiete abgesenkt worden ist. Liegt die Kappungsgrenze unter der 

Stichtagsmiete, muss der Zahlbetrag nochmals abgesenkt werden.  

 

 

Zur Berechnung der Kappungsgrenze ist also gemäß § 5 Abs. 1 wie folgt vorzugehen: 

1. Ermittlung der Mietobergrenze des § 6 

• Bestimmung der Tabellenmiete des § 6 Abs. 1 anhand des Baujahrs und der Ausstattung (mit 

Sammelheizung und/oder Bad) 

• Erhöhung um 10 % gem. § 6 Abs. 2, wenn die Wohnung in einem Ein- oder Zweifamilienhaus 

liegt. 

• Erhöhung der Tabellenmiete gem. § 6 Abs. 3 um 1 EURO, wenn die Wohnung eine moderne 

Ausstattung i.S. des § 6 Abs. 3 aufweist 

• Erhöhung der Tabellenmiete gemäß § 7 aufgrund einer Modernisierungsmieterhöhung.  

 
2.   Ermittlung der Kappungsgrenze des § 5 

• Korrektur der Mietobergrenze entsprechend der Wohnlage. 

• Erhöhung der nach der Wohnlage korrigierte Mietobergrenze um 20 Prozent 

• Übersteigt die vereinbarte Miete die so errechnete Kappungsgrenze, muss geprüft werden, ob 

sie gemäß § 8 von der IBB genehmigt worden ist. Denn eine Miete, die die Kappungsgrenze des 

§ 5 überschreitet ist nur dann „überhöht“, wenn sie nicht gemäß § 8 von der IBB genehmigt ist.  

 

 

 

 



 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

Nummer Erstmalige Bezugsfertigkeit der 
Wohnung und Ausstattung 

Mietpreis pro 
Quadratmeter 

1 Bis 1918 mit Sammelheizung 
und Bad 

6,45 

2 Bis 1918  mit Sammelheizung 
oder mit Bad 

5,00 

3 Bis 1918 ohne Sammelheizung 
und ohne Bad 

3,92 

4 1919 bis 1949 mit 
Sammelheizung und Bad 

6,27 

5 1919 bis 1949 mit 
Sammelheizung oder mit Bad 

5,22 

6 1919 bis 1949 ohne 
Sammelheizung und ohne Bad 

4,59 

7 1950 – bis 1964  mit 
Sammelheizung und Bad 

6,08 

8 1950 – 1964 mit 
Sammelheizung oder mit Bad 

5,62 

9 1965 – 1972 mit 
Sammelheizung und Bad 

5,95 

10 1973 – 1990 mit 
Sammelheizung und Bad 

6,04 

11 1991 – 2002 mit 
Sammelheizung und Bad 

8,13 

12 2003 – 2013 mit 
Sammelheizung und Bad 

9,80 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
 
 

 

Nr. Erstmalige Bezugsfertigkeit  

der Wohnung und 

Ausstattung 

Mietpreis  

pro 

Quadratmeter 

Überhöhte Miete 

ohne Ausstattungs 

zuschlag (+ 20%) 

Überhöhte mit 

Ausstattungszu-

schlag von 1,00 € 

(+20 %) 

1. bis 1918 mit Sammelheizung und  

mit Bad 

  

6,45 € E    7,40 € E  8,60 € 

M   7,63 € M 8,83 € 

G    8,62 € G  9,82 € 

3. 1919 bis 1949 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

6,27 € E     7,19 € E  8,39 € 

M   7,42 € M 8,62 € 

G    8,41 € G  9,61 € 

4. 1950 bis 1964 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

6,08 € E     6,96 € E  8,16 € 

M    7,19 € M 8,39 € 

G     8,18 € G  9,38 € 

4. 1965 bis 1972 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

5,95 € E     6,80 € E  8,00 € 

M    7,03 € M 8,23 € 

G     8,03 € G  9,23 € 

5. 1973 bis 1990 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

6,04 € E      6,91 € E   8,11 € 

M    7,14 € M  8,34 € 

G     8,14 € G   9,37 € 

6. 1991 bis 2002 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

8,13 € E     7,79 € E  10,62 € 

M    9,42 € M 10,85 € 

G   10,64 € G  11,84 € 

7. 2003 bis 2013 mit 

Sammelheizung und  

mit Bad 

  

9,80 € E    11,42 € E  12,62 € 

M  11,65 € M  12,85 € 

G   12,65 € G  13,85 € 

  E = einfache Lage ((O – 0,28) x1,2) M = ((O – 0,09) x1,2) G = ((O + 0,74) x1,2)   

E = einfache Lage ((O +1 – 0,28) x1,2) M = ((O +1 – 0,09) x1,2) G = ((O +1 + 0,74) x1,2)   



 

 
 
 

 

 

Berechnung der Tabellenmiete 

Um die Tabellenmiete des § 6 Abs. 1 zu ermitteln, muss zuerst das Jahr festgestellt werden, in dem die 

Wohnung erstmals bezugsfertig geworden ist. Dies dürfte in der Regel das Baujahr des Gebäudes sein. 

Ist eine der Wohnungen später fertiggestellt worden, etwa weil es sich um einen Dachgeschossausbau 

handelt, ist das Jahr der Bezugsfertigkeit der betreffenden Wohnung maßgeblich.  

Die Modernisierung einer Wohnung führt nicht zu einem jüngeren Baujahr, auch wenn sie umfassend 

ist. Ein vom Baujahr abweichendes Jahr der Bezugsfertigkeit ist anzunehmen, wenn eine Wohnung, die 

bautechnisch nicht mehr zu Wohnzwecken geeignet war, zu Wohnzwecken wiederhergestellt wird. Das 

Gleiche gilt beim Umbau von Gewerberäumen zu Wohnraum unter wesentlichem Bauaufwand.  

Danach muss ermittelt werden, ob die Wohnung mit einer Sammelheizung und/oder einem Bad 

ausgestattet ist. Auch eine Gasetagenheizung stellt eine Sammelheizung dar. Nur Einzelöfen sind keine 

Sammelheizung. 

Auf die Größe und die Ausstattung des Bads kommt es im Rahmen des § 6 Abs. 1 noch nicht an.  

 

Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus, § 6 Abs. 2  

Nach § 6 Abs. 2 erhöht sich die Mietobergrenze nach § 6 Abs. 1 um 10 Prozent, wenn die Wohnung in 

einem Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen liegt. Dadurch sollen die höheren Baukosten einer 

solchen Wohnung berücksichtigt werden. Eigentumswohnungen fallen nicht darunter, wenn sie in einem 

Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen liegen. Ob unter diese Regelungen auch Wohnungen fallen, die 

in einem Gebäude liegen, in dem sich nur zwei Wohnungen befinden, im Übrigen aber Gewerberäume, 

ist fraglich. Nach dem Wortlaut des Gesetzes fallen auch diese Wohnungen unter § 6 Abs. 2. 

 

Moderne Ausstattung, § 6 Abs.3 

Eine moderne Ausstattung liegt gemäß § 6 Abs. 3 vor, wenn der Wohnraum mindestens drei der 

folgenden fünf Merkmale aufweist: 

➢ schwellenlos von der Wohnung und vom Hauseingang erreichbarer Aufzug,  

➢ Einbauküche,  

➢ hochwertige Sanitärausstattung,  

➢ hochwertiger Bodenbelag in der überwiegenden Zahl der Wohnräume,  

➢ Energieverbrauchskennwert von weniger als 120 kWh/(m² a)  

 



 

 
 
 

 

 

Personenaufzug 

Der Personenaufzug muss von der Wohnung und vom Hauseingang schwellenlos erreichbar sein. 

Fahrstühle, deren Eingang sich auf der halben Treppe befindet, erfüllen diese Voraussetzung nicht. Ob 

der Hauseingang selbst schwellenlos erreichbar ist oder ob man von der Straße aus einige Stufen 

überwinden muss, um in dem Hauseingang zu gelangen, ist unerheblich. Barrieren vom maximal 2 cm 

sind nach AV Nr. 6.3.1 zulässig. Es kann auch mehrere Barrieren geben. Jede darf aber nur maximal 2 cm 

hoch sein, und die Barrieren dürfen nicht direkt hintereinander liegen. Letztlich kommt es nach AV Nr. 

6.3.1 darauf an, dass keine unüberwindlichen Barrieren für einen Rollstuhlfahrer bzw. Rollator 

vorhanden sind. Daraus könnte man schließen, dass dieses Merkmals auch dann erfüllt ist, wenn das 

Haus zwar keinen schwellenlos erreichbaren Fahrstuhl hat, die Wohnung aber aus anderen Gründen 

ohne Überwindung einer Barriere erreichbar ist, etwa weil sie im Erdgeschoss liegt.  

 

Einbauküche 

Eine Einbauküche beinhaltet nach AV Nr. 6.3.2 Ober- und Unterschränke, Herd oder Kochfeld und 

Backofen, Dunstabzugshaube und Spüle. Nach AV Nr. 6.3 ist nur die Ausstattung maßgeblich, die vom 

Vermieter gestellt wird.   

 

Hochwertige Sanitärausstattung 

Die Sanitärausstattung in Bad und WC (Badewanne, Dusche und Waschbecken einschließlich Armaturen, 

Toilette) muss hochwertig sein. Dies bezieht sich auf das Material, dessen Verarbeitung und den Preis. 

Auch besondere Ausführungen (Rund- oder Eckbadewanne, Whirlpool) deuten auf eine Hochwertigkeit 

hin (AV Nr. 6.3.3).  

 

Hochwertiger Bodenbelag  

Hierunter fallen nach AV Nr. 6.3.4 hochwertiges Parkett, Naturstein, Kunststein, Fliesen oder 

gleichwertiger Bodenbelag in der überwiegenden Zahl der Wohnräume. Hochwertig bezieht sich auf die 

Qualität, den Aufbau bzw. die Dicke des Parketts und den Preis. Der entsprechende Bodenbelag muss in 

mehr als 50 Prozent der Wohnräume (ohne Küche und Bad/WC) vorhanden sein. Hochwertig bezieht sich 

auf die Qualität (z.B. hohe Abrieb- und/oder Trittfestigkeit des Bodenbelags, den Aufbau 

beziehungsweise die Dicke bei Parkett) und den Preis.  

 



 

 
 
 

 

 

Energieverbrauchskennwert 

Der Energieverbrauchskennwert muss kleiner sein als 120 kWh/(m² a). Der Wert bezieht sich auf die 

Energie für Heizung und Warmwasser. Bei dezentraler Warmwasserversorgung sollen nach Auffassung 

der Senatsverwaltung (AV Nr. 6.3.5) 20 kWh/(m² a) auf den ausgewiesenen Energiekennwert 

aufgeschlagen werden. Aus dem Gesetz ergibt sich dies allerdings nicht.  

Bei Vorliegen eines Energiebedarfskennwertes soll nach AV Nr. 6.3.5 die Energieverbrauchskennwert-

Grenze des § 6 Abs. 3 Nr. 5 um 20 Prozent erhöht werden, so dass ein Grenzwert von 144 kWh/(m² a) 

gilt, der unterschritten werden muss. Hintergrund ist, dass nach der EnEV Energieausweise entweder 

nach dem Verbrauch oder nach dem Bedarf erstellt werden können. Bedarfsausweise enthalten keine 

Aussage über den Primärenergiebedarf und den Endenergiebedarf. Verfügt man über einen 

Bedarfsausweis ist deshalb eine Umrechnung erforderlich. Die Verbrauchswerte sind tendenziell kleiner 

als die Bedarfswerte, weil die Wärmeverluste durch die Gebäudeundichtigkeit von der EnEV sehr hoch 

veranschlagt wird und eine in der Praxis nicht vorkommende Normbeheizung des gesamten Gebäudes 

unterstellt wird.  

Bindend ist die Ansicht der Senatsverwaltung allerdings nicht. Sie entspricht zwar der Orientierungshilfe 

für den Berliner Mietspiegel 2019, nach der die Verbrauchskennwerte um 20 Prozent zu erhöhen sind, 

um die Bedarfskennwerte zu erhalten. In den „Hinweisen zur Integration der energetischen 

Beschaffenheit und Ausstattung von Wohnraum in Mietspiegeln“, 2003 herausgegeben vom 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ist jedoch eine andere Umrechnungsformel 

angegeben: Danach sind in Mehrfamilienhäusern die Verbrauchskennwerte mit 1,36 zu multiplizieren, 

um die Vergleichbarkeit zu erhalten. Diese Methode ist für den Vermieter günstiger und dürfte ebenfalls 

zulässig sein.  

Verfügt man über einen Energiebedarfskennwert, erfolgt die Rückrechnung auf den 

Energieverbrauchskennwert also in der Weise, dass man den Energiebedarfskennwert durch 1,36 

(Empfehlung des Bundesbauministeriums) oder durch 1,2 (Ansicht der Senatsverwaltung) dividiert, um 

den Energieverbrauchskennwert zu erhalten. Im Ergebnis bedeutet dies, dass alle Energiebedarfswerte, 

die besser sind als 163,19 kWh/ (m² a) das Kriterium des § 6 Abs. 3 Nr. 5 erfüllen. Schließt man sich der 

Ansicht der Senatsverwaltung an, darf der Energiebedarfswert höchstens 143,98 kWh/ (m² a) betragen.  

 
 

 



 

 
 
 

 

Kappungsgrenze 
Wohnlage 

Zur Ermittlung der Kappungsgrenze ist die Mietobergrenze nach § 5 Abs. 1 zunächst entsprechend der 

Wohnlage anzupassen.  

Lage Zu- bzw. 
Abschlag 

Einfach - 28 Cent 

Mittel - 9 Cent 

Gut       +   74 Cent 

 

Die Kappungsgrenze kann daher erst ermittelt werden, wenn die Wohnlage feststeht. Gemäß § 5 Abs. 3 

wird die Wohnlage von der Senatsverwaltung durch eine Verordnung festgelegt. Da die Vorschrift des  

§ 5 gemäß Art. 4 Abs. 1 Satz 2 erst am 22. November 2020 in Kraft treten wird, will die Senatsverwaltung 

diese Verordnung „frühestens“ zum 22. November veröffentlichen (AV 5.2). Dies wäre jedoch für die 

praktische Umsetzung und insbesondere für die Mitteilung an die Mieter mit Sicherheit zu spät. Die 

Senatsverwaltung erklärt deshalb in Nr. 5.2 ihrer Ausführungsvorschriften, dass „bis dahin die Wohnlage 

anhand des Adressenverzeichnisses zum Mietspiegel 2019 bestimmt werden“ kann. Inzwischen hat die 

Senatsverwaltung dem Grundeigentum-Verlag inoffiziell mitgeteilt, dass durch die Rechtsverordnung die 

Wohnlage anhand des Adressenverzeichnisses zum Mietspiegel 2019 bestimmt wird. Vermieter können 

daher rechtzeitig mit der Berechnung der Kappungsgrenze beginnen und dabei die Wohnlage nach dem 

Mietspiegel 2019 zugrunde legen.  

 

Erhöhung der Tabellenmiete wegen Modernisierung 

Die Tabellenmiete des § 6 erhöht sich nach § 7 Abs. 1 Satz 2 um bis zu 1 EURO, wenn der Vermieter nach 

Inkrafttreten des Gesetzes die Miete aufgrund einer Modernisierung nach § 559 BGB erhöht hat.  

Nach § 559 BGB kann der Vermieter die Miete aufgrund einer Modernisierung unter bestimmten 

gesetzlich geregelten Voraussetzungen erhöhen. Durch das Mietrechtsanpassungsgesetz ist der 

Prozentsatz der Kosten, um den die Miete erhöht werden kann, zum 1. Januar 2019 von 11 auf 8 Prozent 

abgesenkt worden. Außerdem ist eine Kappungsgrenze eingeführt worden, nach der die Miete sich in 

sechs Jahren nicht um mehr als 3 €/m² monatlich erhöhen darf. Bei Mieten bis 7 €/m² liegt die 

Kappungsgrenze bei 2 €/m². 

 

 



 

 
 
 

 

 

 

Anders als das MietAnpG begrenzt § 7 nicht den Prozentsatz oder den absoluten Betrag, um den die 

Miete aufgrund der Modernisierung erhöht werden darf. Vielmehr ergibt sich die Begrenzung aus der 

allgemeinen Regelung über den Mietenstopp in § 3 Abs. 1 Satz 1, nach der die Miete insoweit „verboten“ 

ist, wie sie die am 18.6.2019 vereinbarte Miete (Stichtagsmiete) übersteigt. Jede Erhöhung der 

Mietforderung nach § 559 BGB wäre daher eigentlich unmöglich. Um dennoch wenigstens eine kleine 

Mieterhöhung nach § 559 BGB zu ermöglichen, ist in § 7 Abs. 1 Satz 2 bestimmt, dass sich die 

Tabellenmiete um bis zu 1 EURO erhöht, wenn der Vermieter nach Inkrafttreten des Gesetzes eine 

Modernisierungsmieterhöhung nach § 559 BGB erklärt hat. Dies gilt allerdings nur, soweit die 

Modernisierungsmaßnahmen auf „privilegierten“ Maßnahmen beruht: 

Privilegierte Modernisierungsmaßnahmen sind Maßnahmen:  

1. zu denen der Vermieter aufgrund eines Gesetzes verpflichtet ist,  

2. zur Wärmedämmung der Gebäudehülle, der Kellerdecke, der obersten Geschossdecke oder des  

   Daches,  

3. zur Nutzung erneuerbarer Energien,  

4. zur energetischen Fenstererneuerung,  

5. zum Heizanlagenaustausch mit Heizanlagenoptimierung, 

6. zum Aufzugsanbau oder  

7. zum Abbau von Barrieren durch Schwellenbeseitigung, Türverbreiterung oder Badumbau. 

 

Nicht privilegierte Maßnahmen dürfen zwar durchgeführt und auch zu einer Mieterhöhung nach § 559 

BGB verwendet werden, sie führen jedoch nicht zu einer Anhebung der Mietobergrenzen (z. B. Anbau 

von Balkonen, Fahrradständer, Müllboxen). 

Die §§ 3 und 7 Abs. 1 begrenzen die Möglichkeit die Modernisierungsmieterhöhung zu fordern, schaffen 

aber keine neue Rechtsgrundlage dafür. Um die Miete aufgrund der Durchführung von 

Modernisierungsmaßnahmen erhöhen zu können, müssen daher die Voraussetzungen der §§ 559 ff BGB 

hierfür erfüllt sein (z.B. Modernisierungsankündigung). Daher gelten auch die Regelungen des BGB über 

den Härtefalleinwand und das Sonderkündigungsrecht des Mieters.  

Beispiel § 7 Abs. 1 Satz 2   

Die Stichtagsmiete beträgt 7,50 EURO/m². Die Tabellenmiete beträgt 5,95 EURO/m². V bringt an der 

Außenwand des Gebäudes eine Wärmedämmung an. Die Kosten betragen 200 EURO/m² Wohnfläche.  

Am 15. April 2020 erklärt V eine Mieterhöhung nach § 559 BGB auf 8,83 EURO. Um eine 

Ordnungswidrigkeit zu vermeiden, beschränkt er die Forderung der Miete auf 8,50 EURO. 



 

 
 
 

 

 

Lösung 

Gemäß § 559 BGB dürfte V die jährliche Miete um (200 x 8 % =) 16 EURO erhöhen. Dies sind (16 : 12 =) 

1,33 EURO pro Monat. Gemäß § 559 BGB darf V die Miete daher auf (7,50 + 1,33) 8,83 EURO erhöhen. 

Zahlbetrag nach dem Mietendeckel 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 darf der Zahlbetrag nicht über die Stichtagsmiete angehoben werden. Da sich 

gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 die Stichtagsmiete von 7,50 EURO um 1 EURO auf 8,50 EURO hat, durfte V die 

Forderung der Miete gemäß § 599 BGB auf 8,50 EURO erhöhen.  

Die Tabellenmiete erhöht sich ebenfalls um 1 EURO von 5,95 auf 6,95 EURO. Bei Erklärung der 

Mieterhöhung nach § 559 BGB spielte die Tabellenmiete des § 6 keine Rolle, da sich der Mietenstopp des  

§ 3 Abs.1 Satz 1 nur auf die Stichtagsmiete bezieht und nicht auf die Tabellenmiete.  

Zum 1. Dezember 2020 muss V den Zahlbetrag der Miete auf die Kappungsgrenze beschränken. Hierzu 

ist die – erhöhte - Tabellenmiete von 6,95 EURO entsprechend der Wohnlage zu modifizieren. und 

anschließend um 20 Prozent zu erhöhen. Angenommen es handelt sich um eine mittlere Wohnlage, 

wären 0,09 EURO abzuziehen, so dass sich ein Wert von 6,86 ergäbe. Der endgültige Wert beträgt dann 

6,86 x 1,2 = 8,23 EURO. V müsste den Zahlbetrag in diesem Fall auf 8,23 EURO absenken. 

 

Modernisierung nach Kappung des Zahlbetrages gemäß § 5  

Nicht ausdrücklich geregelt ist, welche Rechtsfolge sich ergibt, wenn der Vermieter die Mieterhöhung 

gemäß § 559 BGB erst nach Absenkung des Zahlbetrags zum 1.12.2020 vornimmt. M.E. muss auch in 

diesem Fall die Vorschrift des § 7 Abs. 1 eingreifen und sich die Tabellenmiete entsprechend erhöhen. 

Dies hat zur Folge, dass ein Vermieter, der den Zahlbetrag bereits gekappt hat, die Kappung 

dementsprechend – für die Zukunft - reduzieren darf.  

 

Erklärung der Modernisierungsmieterhöhung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes. 

Die Regelung in § 7 Abs. 1 betrifft nur Modernisierungsmieterhöhungen, die nach dem Inkrafttreten des 

Gesetzes erklärt worden sind. Modernisierungsmieterhöhungen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 

erklärt worden sind, werden m.E. von dem Absatz 2 der Vorschrift erfasst. Danach erhöht sich durch eine 

solche Modernisierungsmieterhöhung die Tabellenmiete des § 6, soweit die zugrunde liegenden 

Modernisierungsmaßnahmen zwischen dem 18.6.2019 und dem Inkrafttreten Gesetzes erfolgt sind. 

Wann die Modernisierungsmieterhöhung erklärt sein muss, ist nach der Vorschrift unerheblich.  

 



 

 
 
 

 

 

Rein logisch kann es sich aber nur um Modernisierungsmieterklärungen handeln, die ab dem 18.6.2019 

erklärt worden sind, weil die Mieterhöhungserklärungen nicht vor Durchführung der Maßnahmen erklärt 

werden können. Die Vorschrift des § 7 Abs. 2 ist m.E. wie folgt zu verstehen: „Wenn die 

Modernisierungsmieterhöhung dem Mieter zwischen dem 18.6.2019 und dem 22.2.2020 zugegangen ist, 

kann der Vermieter die Mieterhöhung auch nach dem Inkrafttreten des Gesetzes nach Maßgabe des § 7 

Abs. 1 fordern, soweit die Modernisierungsmaßnahmen zwischen dem 18.6.2019 und dem 22.2.2020 

durchgefügt worden sind.  

Ist die Erklärung über die Modernisierungsmieterhöhung dem Mieter nach dem 18.6.2019 und vor dem 

23.2.2020 zugegangen, darf der Vermieter gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 die erhöhte Miete nur bis 

einschließlich Februar 2020 fordern. Ab dem März 2020 darf der Vermieter gemäß § 7 Abs. 2 die erhöhte 

Miete im Rahmen der durch § 7 Abs. 1 gezogenen Grenzen verlangen und muss seine Forderung nicht 

auf die Stichtagsmiete begrenzen, soweit die Modernisierungsmaßnahmen nach dem 18.6.2019 

durchgeführt wurden.  

Die Mieterhöhung kann ab Inkrafttreten des Gesetzes verlangt werden, wenn der Vermieter sie 

innerhalb von drei Monaten der Investitionsbank Berlin anzeigt. Welche Rechtsfolge sich ergibt, wenn er 

diese Frist nicht einhält, ist unklar. Denn § 7 Abs. 1 regelt nicht, dass der Vermieter die Miete erst nach 

der Anzeige an die IBB erhöhen darf. Gemeint und gewollt ist wohl, dass der Vermieter bei Versäumung 

der Frist von drei Monaten die Forderung der Miete zunächst auf die Stichtagsmiete absenken muss und 

erst ab Anzeige an die IBB wieder auf die nach § 7 Abs. 2 zulässige Miete erhöhen darf.  

 

Genehmigung der Miete 

Eine Miete, die die Mietobergrenze aus den §§ 6 und 7 Abs. 1 um mehr als 20 Prozent überschreitet, ist 

dann nicht überhöht, wenn sie nach § 8 genehmigt ist. Nach § 8 kann die Investitionsbank Berlin zur 

Vermeidung einer aufgrund dieses Gesetzes eintretenden unbilligen Härte auf Antrag des Vermieters 

eine angemessene Erhöhung der nach den §§ 3 bis 6 zulässigen Miete genehmigen, soweit dies aus 

Gründen, die nicht im Verantwortungsbereich des Vermieters liegen, erforderlich ist.  

Im Verantwortungsbereich des Vermieters können dabei zum Beispiel liegen: Wertzuwachserwartungen, 

Renditeerwartungen, Finanzierungskosten außerhalb des Marktüblichen, Ertragserwartungen, denen 

auch unabhängig von diesem Gesetz überhöhte Mieten zugrunde liegen, Verluste, die durch die 

Aufteilung in Wirtschaftseinheiten entstehen. 

Eine unbillige Härte liegt nach § 8 Abs. 2 insbesondere vor, wenn die Beibehaltung der nach den §§ 3 bis 

6 zulässigen Miete auf Dauer zu Verlusten für den Vermieter oder zur Substanzgefährdung der 

maßgeblichen Wirtschaftseinheit führen würde.  



 

 
 
 

 

 

Auffallend ist, dass die Regelung in § 7 über die Begrenzung der Modernisierungsmieterhöhung hier nicht 

genannt wird. Ein Verlust liegt nach § 8 Abs. 1 vor, wenn die laufenden Aufwendungen die Erträge für 

die maßgebliche Wirtschaftseinheit übersteigen. Eine Substanzgefährdung ist gegeben, wenn Erträge aus 

der Wirtschaftseinheit für ihre Erhaltung nicht mehr ausreichen.  

Eine Wirtschaftseinheit ist eine einzelne Wohnung, wenn an dieser Wohnungseigentum besteht, ein 

Gebäude oder mehrere Wohnungen oder Gebäude, wenn diese gemeinsam bewirtschaftet werden und 

in einem unmittelbaren räumlichen Zusammenhang stehen. 

Durch diese Regelung wird klargestellt, dass das übrige Vermögen und Einkommen des Vermieters etwa 

aus Aktienbesitz bei der Härtefallprüfung nicht berücksichtigt wird.  

 

Streit über die Kappungsgrenze 

Zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Vermieter und Mieter über die Höhe der Kappungsgrenze kann 

es wohl nur wegen des Merkmals der modernen Ausstattung oder der Anhebung der Tabellenmiete 

wegen einer Modernisierung nach § 7 kommen. Ist der Mieter der Auffassung, dass die Kappungsgrenze 

vom Vermieter falsch berechnet worden ist oder dass der Vermieter eine Herabsetzung des Zahlbetrages 

zu Unrecht unterlassen hat, kann er sich an die Senatsverwaltung für das Wohnungswesen wenden. Denn 

diese überwacht die Einhaltung des Verbots nach § 5 Abs. 1 (AV Nr. 5.3 Abs. 1). Sie ist befugt, zur 

Durchsetzung des Verbots überhöhter Mieten von allen Mitteln Gebrauch zu machen, die ihr nach dem 

allgemeinen Verwaltungs- und Verwaltungsvollstreckungsrecht zur Verfügung stehen. Sie kann daher 

insbesondere dem Vermieter auch untersagen, eine Miete zu fordern oder entgegenzunehmen, die die 

Kappungsgrenze übersteigt. Nach der in der AV Nr. 5.3 vertretenen Ansicht der Senatsverwaltung kann 

sie auch „die Miethöhe feststellende Verwaltungsakte“ erlassen. Richtigerweise kann die 

Senatsverwaltung allerdings nur die Höhe des Zahlbetrags durch Verwaltungsakt feststellen, da die 

Miethöhe durch den Mietvertrag geregelt ist und das MietenWoG nicht in den Mietvertrag eingreift. 

Entgegen der Ansicht der Senatsverwaltung wird die vertraglich vereinbarte Miete nicht gemäß § 134 

BGB unwirksam, soweit sie die Kappungsgrenze überschreitet. Denn § 134 BGB setzt voraus, dass ein 

Rechtsgeschäft verboten ist. Durch § 5 Abs. 1 wird aber kein Rechtsgeschäft verboten, sondern nur die 

Miete als solche. Damit die Vorschrift des § 134 BGB eingreift, hätte der Gesetzgeber anordnen müssen, 

dass die „Vereinbarung einer über der Kappungsgrenze liegenden Miete – rückwirkend – verboten“ wird. 

Die Vereinbarung der Miete ist aber gerade nicht verboten. Allenfalls kann man die Vorschrift des § 5 

Abs. 1 so verstehen, dass die Vereinbarung des Zahlbetrags unwirksam ist, soweit dieser die 

Kappungsgrenze überschreitet.  

 

 



 

 
 
 

 

 

Sollte die Senatsverwaltung einen Verwaltungsakt erlassen, in dem sie nicht den Zahlbetrag, sondern 

die vereinbarte Miete (Vertragsmiete) feststellt, muss der Vermieter diesen unbedingt anfechten, 

damit er nicht bestandskräftig wird. Vor Erhebung der Klage ist nach § 10 Abs. 1 die Durchführung eines 

Vorverfahrens erforderlich, obwohl der Verwaltungsakt von der Senatsverwaltung erlassen worden ist 

(AV Nr. 10.1). Der Vermieter muss also zunächst Widerspruch bei der Senatsverwaltung einlegen.  

Eine Feststellungsklage beim Zivilgericht über die Höhe der Kappungsgrenze ist m.E. nicht möglich. Zwar 

kann das Zivilgericht durch Feststellungsurteil die Höhe der zulässigen Miete feststellen. Dies gilt m.E. 

jedoch nicht für die Höhe der Kappungsgrenze und den zulässigen Zahlbetrag, da es sich bei der Regelung 

des § 5 um öffentlich-rechtliches Preisrecht handelt. Eine solche Klage müsste also vor dem 

Verwaltungsgericht erhoben werden.  

Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 sind die zuständigen Stellen ermächtigt, Mietern beiderlei Geschlechts Auskunft 

über die nach diesem Gesetz zulässige Miethöhe zu erteilen. Gemeint ist m.E. der Zahlbetrag und nicht 

die „Vertragsmiete“. Vermieter sind hier nicht erwähnt, so dass diese wohl keinen Auskunftsanspruch 

haben. Vermieter und die für sie handelnden Verwalter werden lediglich in dem nachfolgenden Satz zur 

Erteilung von Auskünften verpflichtet. Zuständige Behörde ist gemäß § 5 Abs. 3 die Senatsverwaltung  

 

Mitteilung über die Kappung 

Wann die Vermieter ihren Mietern die Beschränkung des Zahlbetrages mitteilen müssen und ob diese 

Mitteilung in irgendeiner Form begründet werden muss, ist im Gesetz nicht geregelt. Aus dem Gesetz 

ergibt sich lediglich, dass die Miete nicht mehr gefordert oder entgegengenommen werden darf, soweit 

sie die Kappungsgrenze überschreitet. Die Forderung oder Entgegennahme einer Miete, die die 

Kappungsgrenze übersteigt, stellt gem. § 11 Nr. 3 eine Ordnungswidrigkeit dar. Wenn die vereinbarte 

Miete die Kappungsgrenze nicht überschreitet, besteht also nach dem Gesetz kein Handlungsbedarf, der 

Mieter muss also auch nicht darüber informiert werden. Um den Mieter zu beruhigen, kann es sich aber 

anbieten, ihn darüber zu informieren, dass die Kappungsgrenze nicht überschritten ist.  

Daher entbehrt die Aufforderung die ein „Rechtsdienstleister“ in letzter Zeit verschickt und mit der er 

unter Setzung einer kurzen Frist eine Bestätigung über die Höhe der Kappungsgrenze verlangt, jeder 

Rechtsgrundlage. Vermieter, die der Auskunftspflicht nach § 6 Abs. 4 bisher noch nicht nachgekommen 

sind, sollten dies nachholen. Eine Frist gibt es hierfür jedoch nach dem Gesetz nicht. Hinsichtlich der 

Berechnung der Kappungsgrenze des § 5 enthält das Gesetz überhaupt keine Auskunftspflicht.  

 

 

 



 

 
 
 

 

 

Verhältnis zur Auskunft nach § 6 Abs. 4 

Die Regelung des § 5 über die Kappung der Mieten zum 1. Dezember 2020 enthält keine Auskunfts- oder 

Mitteilungspflicht des Vermieters. Eine solche Auskunftspflicht bestand lediglich gem. § 6 Abs. 4 

hinsichtlich der Umstände für die Berechnung der Mietobergrenze (nicht der Kappungsgrenze) im April 

2020. 

Dies beruht darauf, dass nach der ursprünglichen Fassung des Gesetzes die Kappung der Miete nicht 

durch den Vermieter, sondern die Bezirksämter erfolgen sollte. Die Auskunft gemäß § 6 Abs. 4 sollte den 

Mietern die Möglichkeit geben, zu überprüfen, ob ihre Miete die Mietobergrenze überschreitet, und ggf. 

vom Bezirksamt eine Herabsetzung der Mietforderung zu verlangen. In dem ursprünglichen 

Gesetzesentwurf war in dem damaligen § 4 Abs. 1 geregelt, dass das Bezirksamt „überhöhte Mieten“ auf 

Antrag des Mieters herabsetzt und zwar mit Wirkung ab dem Tag der Antragstellung. Diese Regelung 

sollte gemäß § 11 des ursprünglichen Gesetzesentwurfs zusammen mit dem übrigen Gesetz am Tag nach 

der Verkündung in Kraft treten. Damit die Mieter überprüfen können, ob sie einen solchen Antrag stellen 

sollten, war in § 6 Abs. 4 geregelt, dass alle Vermieter innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 

des Gesetzes ihren Mietern unaufgefordert die zur Berechnung der Mietobergrenze maßgeblichen 

Umstände mitteilen. Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens (Entwurf vom 28.11.2019) wurde das 

Gesetz dahingehend geändert, dass die Regelung über überhöhte Mieten, die sich jetzt in § 5 befindet, 

erst neun Monate nach Verkündung des Gesetzes in Kraft tritt. Außerdem wurde die Regelung in der 

endgültigen Fassung des Gesetzes so gefasst, dass ein Antrag des Mieters nicht erforderlich ist, sondern 

der Vermieter die (Forderung der) Miete von sich aus absenken muss. Damit hat die Auskunftspflicht 

gemäß § 6 Abs. 4 ihren Sinn verloren. Sinnvoll wäre es gewesen, dem Vermieter im Zusammenhang mit 

der bei Kappung der Miete zum 1. Dez. 2020 eine Auskunftspflicht über die Berechnung der 

Kappungsgrenze aufzuerlegen. Dies ist aber nicht geschehen.  

Die Auskunft, die der Vermieter gemäß § 6 Abs. 4 im April 2020 erteilt hat, entfaltet für die Berechnung 

der Kappungsgrenze keine Bindungswirkung. War die Auskunft falsch, etwa weil der Vermieter zu 

Unrecht eine moderne Ausstattung angenommen hat, kann er sich darauf nicht berufen, sondern muss 

die Kappungsgrenze jetzt richtig berechnen. Genau so wenig kann sich der Mieter auf eine unrichtige 

Auskunft nach § 6 Abs. 4 berufen, wenn der Vermieter seinerzeit zu Unrecht davon ausging, dass eine 

moderne Ausstattung nicht vorliegt. Außerdem gibt es Fälle, in denen in der Zwischenzeit die 

Voraussetzungen für eine moderne Ausstattung geschaffen worden sind oder sich die Tabellenmiete 

gemäß § 7 erhöht hat. 

 

 

 



 

 
 
 

 

 

Hat der Vermieter die Auskunft nach § 6 Abs. 4 bisher versäumt, kann er sie mit der Mitteilung über die 

Herabsetzung der Mietforderung nachholen. Eine Ordnungswidrigkeit begeht er dadurch nicht, da nach 

§ 11 Nr. 3 die verspätete Abgabe der Auskunft keine Ordnungswidrigkeit darstellt. Eine 

Ordnungswidrigkeit liegt nur vor, wenn die Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt wird. 

 

Einziehungsermächtigung, Lastschrift 

Wenn der Vermieter die Mieter per Lastschrift einzieht, muss er den Betrag, den er ab dem 1. Dezember 

2020 einzieht, entsprechend herabsetzen. Eine entsprechende Mitteilung verlangt das Gesetz nicht. M.E. 

sollte der Vermieter den Mieter hierüber informieren und ihm die Berechnung der Kappungsgrenze 

darlegen. Da das Gesetz hierfür keine besondere Form vorschreibt, ist Schriftform nicht erforderlich. Aus 

Beweisgründen sollte aber zumindest die Textform (E-Mail) eingehalten werden. Wichtig ist, den Mieter 

darauf hinzuweisen, dass die Herabsetzung nur den Zahlbetrag betrifft und sich die Höhe der 

vereinbarten Miete dadurch nicht verändert und es sich auch nicht um einen Erlass handelt. Der Mieter 

sollte ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass er den Differenzbetrag nachzahlen muss, wenn die 

Regelung über die Kappung aufgehoben wird. Außerdem muss der Mieter darauf hingewiesen werden, 

dass er wieder die vereinbarte Miete zahlen muss, wenn das MietenWoG ausläuft. Insofern gelten 

dieselben Grundsätze wie bei Herabsetzung des Zahlbetrages zum 1. März 2020 in Fällen, in denen die 

Miete nach dem 18.6.2019 erhöht worden ist.  

Überweisung durch den Mieter 

Wenn der Mieter die Miete überweist, muss man ihn über die Höhe des künftigen Zahlbetrages 

informieren und bitten, ab dem 1. Dezember 2020 nur noch diesen Betrag zu überweisen. Diese 

Mitteilung muss so rechtzeitig erfolgen, dass der Mieter die Möglichkeit hat, einen Dauerauftrag zu 

ändern. M.E. müsste es genügen, den Mieter etwa in der zweiten Hälfte des Novembers zu informieren. 

Auch in diesem Fall muss man den Mieter unbedingt darauf hinzuweisen, dass die Herabsetzung nur den 

Zahlbetrag betrifft und sich die Höhe der vereinbarten Miete dadurch nicht verändert und es sich auch 

nicht um einen Erlass handelt. Der Mieter sollte ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass er den 

Differenzbetrag nachzahlen muss, wenn die Regelung über die Kappung aufgehoben wird. Außerdem 

muss der Mieter darauf hingewiesen werden, dass er wieder die vereinbarte Miete zahlen muss, wenn 

das MietenWoG ausläuft.  

Ungeklärt ist, wie man sich verhalten muss, wenn der Mieter dennoch weiterhin die vereinbarte Miete 

überweist. Dies dürfte durchaus vorkommen, weil einige Mieter schon aus Gründen der Bequemlichkeit 

den vorhandenen Dauerauftrag nicht ändern, sondern einfach weiterlaufen lassen werden.  

 



 

 
 
 

 

 

Andere Mieter möchten wahrscheinlich vermeiden, eines Tages mit der Nachforderung des 

Differenzbetrages konfrontiert zu werden, und fürchten, diesen Betrag nicht fristgerecht zahlen zu 

können. Da sie eine Kündigung nicht riskieren wollen, zahlen sie lieber den vereinbarten Betrag weiter. 

Die Frage ist, ob eine verbotene Entgegennahme der Miete bereits darin zu sehen ist, dass der Mieter 

die Überweisung des Mieters duldet. M.E. ist dies nicht der Fall, da eine Entgegennahme der Miete schon 

sprachlich eine Mitwirkung des Vermieters voraussetzt. Auch eine Verpflichtung zur Rücküberweisung 

des überzahlten Betrages lässt sich dem Gesetz m.E. nicht entnehmen. Zur Sicherheit sollte der Vermieter 

den Mieter allerdings darauf hinweisen, dass er mehr zahlt, als er muss. Ein Einverständnis mit der 

Überzahlung durch den Mieter sollte der Vermieter in jedem Fall vermeiden. Natürlich kann der Mieter 

den überzahlten Betrag jederzeit zurückfordern.  

 

Kündigung des Mietverhältnisses wegen Störung der Geschäftsgrundlage 
Wenn § 5 in Kraft tritt und die Miete aufgrund von § 5 Abs. 1 als überhöht gilt, kann der Vermieter m.E. 

das Mietverhältnis nach § 313 BGB kündigen. 

Nach § 313 BGB kann eine Vertragspartei die Anpassung eines des Vertrages fordern, wenn sich die 

Umstände, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend 

verändert haben und die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt geschlossen hätten, wenn 

sie diese Veränderung vorausgesehen hätten. Voraussetzung ist, dass der Vertragspartei bei 

Berücksichtigung der vertraglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung das Festhalten am unveränderten 

Vertrag nicht zugemutet werden kann. Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich, so kann der 

benachteiligte Teil den Vertrag kündigen. 

Diese Voraussetzungen liegen bei Eingreifen des § 5 vor. Die Inkraftsetzung des § 5 des Gesetzes sowie 

die darauf beruhende Pflicht zur Beschränkung der Forderung der Miete stellt eine schwerwiegende 

Störung der Geschäftsgrundlage dar. Denn ohne das Gesetz hätte der Vermieter den Mietvertrag zu der 

„gekappten“ Miete nicht abgeschlossen. Die Frage kann allenfalls sein, ob die Fortsetzung des 

Mietverhältnisses zu der „gekappten“ Miete dem Vermieter zumutbar ist. Zu bedenken ist, dass nach der 

Rechtsprechung des BGH insofern ausschließlich auf das betreffende Vertragsverhältnis abzustellen und 

nicht etwa auf die wirtschaftliche Gesamtsituation des Vermieters. Zu fragen ist letztlich, ob das 

Gleichgewicht, das dem Vertrag von den Parteien bei seinem Abschluss beigemessen wurde, durch die 

Absenkung des Zahlbetrags erheblich aus dem Gleichgewicht geraten ist. 

 

 

 



 

 
 
 

 

 

Wirtschaftliche Überlegung 

Ob der Vermieter von seinem Recht, das Mietverhältnis gemäß § 313 BGB zu kündigen, tatsächlich 

Gebrauch macht, ist letztlich eine wirtschaftliche Frage. Denn wenn er über die Wohnung unter Geltung 

des Gesetzes einen neuen Mietvertrag abschließt, darf er gem. § 4 anstelle der 120 Prozent nur 100 

Prozent der Tabellenmiete fordern. Der Vermieter wird deshalb von seinem Recht zur Kündigung des 

Mietverhältnisses vor allem in den Fällen Gebrauch machen, in denen der Mieter das Mietverhältnis 

durch sein Verhalten gestört hat oder eine andere Verwertung der Wohnung beabsichtigt.  

 

Verfassungsmäßigkeit der Kappung 

Nach meiner Auffassung ist das gesamte MietenWoG schon deshalb unwirksam, weil die Regelungen im 

Widerspruch zu dem bundesgesetzlich geregelten Mietrecht stehen. In Art. 31 GG heißt es kurz und 

unmissverständlich: „Bundesrecht bricht Landesrecht“. Ob das Land Berlin eine 

Gesetzgebungskompetenz für Regelungen zum Wohnungswesen hat und ob durch öffentliches Recht die 

Rechte des Vermieters beschränkt werden dürfen, ist deswegen letztlich unerheblich. Denn jedenfalls 

darf das Land Berlin die durch Bundesgesetz geregelten Rechte der Vermieter nicht einschränken, auch 

nicht durch öffentliches Recht. 

Interessant ist, dass selbst nach dem Gutachten von Meyer und Artz vom 16. März 2019, auf das sich das 

Land Berlin zur Begründung der Verfassungsmäßigkeit seines MietenWoG beruft, eine Regelung über die 

Kappung der vereinbarten Miete verfassungswidrig ist. Auf Seite 51 des Gutachtens heißt es hierzu 

wörtlich: 

„Selbstverständlich genießt der Vermieter Schutz hinsichtlich seiner einmal im bestehenden 

Vertragsverhältnis erlangten Rechtsposition. Die bislang wirksam vereinbarte Miete kann er ohne 

weiteres von seinem Vertragspartner, dem Mieter weiter verlangen. Kein Vermieter soll dazu gezwungen 

werden, die Miete im laufenden Vertrag zu senken. Hier besteht eindeutig Bestandsschutz.“  

In dem Gutachten wird lediglich behauptet, der Berliner Landesgesetzgeber habe die Befugnis, 

Vermietern für einen befristeten Zeitraum zu untersagen,  

• das Recht zur Mieterhöhung nach § 558 BGB auszuüben und 

• sich bei dem Abschluss eines Mietvertrages auf die Ausnahmevorschrift des § 556 e Abs. 1 BGB 

(Vormiete) zu berufen.     

 

 



 

 
 
 

 

 

Vereinstermine 

 

Steuersprechstunde (telefonisch) 

Die nächsten freien Beratungstermine für die Steuersprechstunde sind am 22. Oktober 2020.  

Eine Anmeldung ist erforderlich. 

 

Denkmalsprechstunde 

Die nächsten freien Beratungstermine für die Denkmalsprechstunde sind am 22. Oktober 2020. 

Eine Anmeldung ist erforderlich. 

 

Schließzeit 

Bitte beachten Sie, dass am Freitag, den 16. Oktober 2020 und am Montag, den 19. Oktober 2020 die 

Geschäftsstelle geschlossen bleibt. Wir danken für Ihr Verständnis.  

 

ABSAGE Mitgliederversammlung 

Leider müssen wir auch unsere 2. Mitgliederversammlung in diesem Jahr absagen. Wir werden Sie 

umgehend informieren, sobald die Termine für das Jahr 2021 bekannt sind. Unser Vorsitzender Herr 

Paul wird Ihnen wie bereits im Vorwort erwähnt, einen Jahresbericht auf dem digitalen Weg 

zukommen lassen.  

 

 

Bitte bleiben Sie gesund! 

 

 

 

 

 



 

 
 
 

 


